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Aufsätze
Sebastian Rünz, Greta Koch und Jan Busse*

Die CSDDD – Substanziell neues Regelungswerk oder nur graduelle
Fortentwicklung des LkSG?

I. Vorspann

Der Beitrag stellt die neue europäische Corporate Sustaina-
bility Due Diligence Directive (im Folgenden: CSDDD) vor
und zieht einen Vergleich zum nationalen Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetz (im Folgenden: LkSG). Das LkSG ist seit
dem 1.1.2023 in Kraft und verpflichtet bestimmte Unter-
nehmen, menschenrechts- und umweltbezogene Sorgfalts-
pflichten einzuhalten. Die neue europäische Richtlinie stellt
gegenüber dem nationalen Pendant zum Teil weitergehende
Anforderungen an die Adressaten. Mitnichten ist es aller-
dings so – wie teilweise in der medialen Berichterstattung
suggeriert –, dass die CSDDD per se mehr fordert als das
LkSG. Auf Grund des starken risikobasierten Ansatzes der
Richtlinie hängt ein etwaiger Mehraufwand davon ab, wie
risikobehaftet die Lieferketten eines Unternehmens sind. Ein
Schwerpunkt wird in diesem Beitrag somit auf den Anpas-
sungsbedarf der Unternehmen auf Grund der CSDDD gelegt.

II. Vorrang sektorspezifischer Regelungen

Die CSDDD1 ist ein wichtiger Baustein des Europäischen
Green Deal und steht in einer Reihe mit anderen „lieferket-
tenrechtlichen“ Regelungsinitiativen der EU. Zu nennen
sind hier die EU-Konfliktmineralienverordnung2, die EU-
Batterieverordnung3, die EU-Entwaldungsverordnung4 oder
auch die EU-Zwangsarbeitsprodukteverordnung5. Hierbei ist
zunächst festzuhalten, dass sektorspezifische Regelungen
innerhalb ihres Anwendungsbereiches im Wege allgemein-
gültiger Normenkollisionsregelungen Vorrang genießen.6

Außerhalb von Normenkollisionen stehen die Rechtsakte
nebeneinander und geben den Unternehmen mitunter ver-
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* Mehr über die Autoren erfahren Sie auf S.&.
1 Richtlinie (EU) 2024/1760 des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 13.6.2024 über die Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hin-
blick auf Nachhaltigkeit und zur Änderung der Richtlinie (EU)
2019/1937 und der Verordnung (EU) 2023/2859.

2 Verordnung (EU) 2017/821 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 17.5.2017 zur Festlegung von Pflichten zur Erfüllung der
Sorgfaltspflichten in der Lieferkette für Unionseinführer von Zinn,
Tantal, Wolfram, deren Erzen und Gold aus Konflikt- und Hochrisiko-
gebieten.

3 Verordnung (EU) 2023/1542 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 12.7.2023 über Batterien und Altbatterien, zur Änderung
der Richtlinie 2008/98/EG und der Verordnung (EU) 2019/1020 und
zur Aufhebung der Richtlinie 2006/66/EG.

4 Verordnung (EU) 2023/1115 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 31.5.2023 über die Bereitstellung bestimmter Rohstoffe
und Erzeugnisse, die mit Entwaldung und Waldschädigung in Ver-
bindung stehen, auf dem Unionsmarkt und ihre Ausfuhr aus der
Union sowie zur Aufhebung der VO (EU) Nr. 995/2010.

5 Bislang Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments
und des Rates über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten
Produkten auf dem Unionsmarkt. Aktueller Stand: Erste Lesung des
Europäischen Parlaments vom 23.4.2024.

6 Hierzu auch Schmidt, NZG 2024, 859, 859.
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gleichbare Pflichten auf. Hierbei versucht der Europäische
Gesetzgeber, diese Pflichten miteinander zu kombinieren,
sodass es nicht zu sinnwidrigen Doppelungen kommt.7

III. Harmonisierungsgrad der CSDDD

Die CSDDD ist eine Richtlinie und gilt somit nicht unmittel-
bar. Vielmehr ist sie i. S. d. Art. 288 Abs. 3 AEUV innerhalb
von zwei Jahren nach Inkrafttreten in nationales Recht zu
transformieren, wobei sie für die Mitgliedstaaten hinsicht-
lich des zu erreichenden Ziels verbindlich ist, jedoch den
innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und Mittel
überlasst. Maßgebliches Instrument der EU in Bezug auf
die Intensität der Umsetzung ist dabei der Harmonisie-
rungsgrad. Dieser ist für das Verständnis der Richtlinie
und damit auch für die vorliegende Untersuchung von Be-
deutung. Grundsätzlich lassen sich mit der Mindest- und
Vollharmonisierung zwei Ansätze unterscheiden. Es be-
steht darüber hinaus jedoch auch die Möglichkeit, diese
beiden Harmonisierungsgrade miteinander zu verknüpfen.
Einzelne Regelungen sind dann (abschließend aufgezählt)
vollharmonisierend, während die übrigen Regelungen min-
destharmonisierender Natur sind.8 Für die CSDDD sieht der
Europäische Gesetzgeber in Art. 4 eine solche kombinierte
Form vor. Art. 4 Abs.1 CSDDD regelt, dass keine von Art. 8
Abs.1, 2, Art. 10 Abs.1 und Art. 11 Abs.1 CSDDD abwei-
chende Regelung im nationalen Recht erlassen werden darf.
Die Vollharmonisierung gilt somit in Teilen für die Ermitt-
lung und Bewertung tatsächlicher und potenzieller negati-
ver Auswirkungen (Art. 8 CSDDD) sowie die Verhinderung
potenzieller negativer Auswirkungen (Art. 10 CSDDD) und
Behebung tatsächlicher negativer Auswirkungen (Art. 11
CSDDD). Ein vollharmonisierender Ansatz hinsichtlich die-
ser Regelungen erscheint sinnvoll, da dadurch ein einheit-
licher Schutzstandard innerhalb des Binnenmarktes er-
reicht wird. Bezüglich des übrigen Regelungsgehalts der
Richtlinie gilt nach Art. 4 Abs. 2 CSDDD der Ansatz der
Mindestharmonisierung. Die Mitgliedstaaten dürfen somit
für andere Regelungsbereiche als jene, die durch Art. 8
Abs.1, 2, Art. 10 Abs.1 und Art. 11 Abs.1 CSDDD normiert
sind, auch strengere Regelungen erlassen. Es ist zu erwar-
ten, dass die Umsetzung der CSDDD in Deutschland durch
eine Änderung des LkSG erfolgen wird. Es ist also möglich,
dass der nationale Gesetzgeber diejenigen Vorgaben im
LkSG, die über die CSDDD hinausgehen, auch nach deren
Umsetzung beibehält.9

IV. Umsetzungsfrist und phasenweise Anwendung
der Vorgaben der CSDDD für EU-Unternehmen

Die Vorschriften müssen spätestens am 26.7.2026 in natio-
nales Recht gegossen sein. Dies legt Art. 37 Abs.1 CSDDD
fest. Die dann in nationales Recht umgesetzten Normen
gelten jedoch nicht unmittelbar, sondern kommen zeitlich
abgestuft zur Anwendung:

{raw_fahnen}RAW_A_025_24_Ruenz_Koch_Busse.3d Umfang: 17 Seiten [Aktuelle Seite = 2] 1. Lauf Date: 8/8/24

7 Etwa bei den Berichtspflichten; hierzu Rothermel, ZWH 2024, 126;
siehe hierzu: Ziffer VI.4.h).

8 Zu den Harmonisierungsgraden siehe statt aller: Alexander/Jüttner,
JuS 2020, 1137, 1139.

9 So auch Seibt/Vesper-Gräske, DB 2024, 1530, 1538.
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Zeitpunkt der
Anwendung

Geltung für Unternehmen mit
Sitz in der EU

Normative Anknüp-
fung

26.7.2027 > 5 000 Beschäftigte
> 1 500 000 000 Euro weltwei-
ter Nettoumsatz

Art. 37 Abs.1 lit. a, c)10

CSDDD

26.7.2028 > 3 000 Beschäftigte
> 900 000 000 Euro weltweiter
Nettoumsatz

Art. 37 Abs.1 lit. b, d)11

CSDDD

26.7.2029 > 1 000 Beschäftigte
> 450 000 000 Euro weltweiter
Nettoumsatz
? Geltung unter bestimmten
Umständen auch, wenn
Schwellenwerte nicht erreicht
werden (Art. 2 Abs. 1 lit. b, c)

Art. 37 Abs.1 lit. e
i. V. m. Art. 2 Abs. 1,
Abs. 212 CSDDD

Fünf Jahre nach Inkrafttreten und mithin ab dem 26.7.2029
müssen somit die nach Art. 2 Abs.1 CSDDD13 (letztlich)
vom Anwendungsbereich des Rechtsakts erfassten Unter-
nehmen den Anforderungen genügen. Hierbei handelt es
sich um solche, die in der EU gegründet wurden und mehr
als 1 000 Beschäftigte und mehr als 450 000 000 Euro
weltweiten Nettoumsatz aufweisen (Art. 2 Abs. 1 lit. a
CSDDD) oder solche ebenfalls in der EU gegründete Unter-
nehmen, die die oberste Muttergesellschaft einer Unterneh-
mensgruppe sind und diese Schwellenwerte auf konsoli-
dierter Basis erreichen (Art. 2 Abs. 1 lit. b CSDDD). Die
CSDDD gilt darüber hinaus auch, wenn ein Unternehmen
oder eine oberste Muttergesellschaft Franchise- oder Li-
zenzvereinbarungen mit unabhängigen Drittunternehmen
in der EU gegen Lizenzgebühren geschlossen hat (Art. 2
Abs.1 lit. c CSDDD). In solchen Konstellationen gilt der
Rechtsakt, wenn kumulativ erfüllt ist, dass die Franchising-
oder Lizenzvereinbarung eine gemeinsame Identität ge-
währleistet, ein einheitliches Geschäftsmodell aufweist
und Geschäftsmethoden einheitlich anwendet und darüber
hinaus Lizenzgebühren von mehr als 22 500 000 Euro er-
wirtschaftet und das Unternehmen oder die oberste Mutter-
gesellschaft einen weltweiten Nettoumsatz von mehr als 80
000 000 Euro generiert.
Zu diesen Schwellenwerten ist jedoch zu beachten, dass
aufgrund einer Revisionsklausel in Art. 36 Abs. 2 lit. b
CSDDD die EU-Kommission verpflichtet wird, nach sechs
und danach alle drei Jahre die Wirksamkeit der Umsetzung
zu evaluieren und dabei zu berücksichtigen, ob die Schwel-
lenwerte sowie gegebenenfalls sektorspezifische Ansätze
ergänzt werden müssen. Mit Blick auf den persönlichen
Anwendungsbereich der CSDDD ist somit festzustellen,
dass dieser von demjenigen des LkSG abweicht, denn dieses
verlangt „lediglich“ das Erreichen der Schwelle von 1.000
(ab 2024, 3.000 ab 2023) Beschäftigten ohne Rücksicht auf
den Umsatz (§ 1 Abs.1 S. 2 LkSG). Gleichwohl ist zu beach-
ten, dass es dem deutschen Gesetzgeber freisteht, den per-
sönlichen Anwendungsbereich bei der Transformation der
CSDDD größer zu spannen, als dies von der Europäischen
Legislative vorgegeben wird.
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10 Art. 37 Abs. 1 lit. c CSDDD bezieht sich auf Unternehmen, die nach
den Rechtsvorschriften eines Drittstaates gegründet wurden, siehe
hierzu: Ziffer V.

11 Art. 37 Abs. 1 lit. d CSDDD bezieht sich auf Unternehmen, die nach
den Rechtsvorschriften eines Drittstaates gegründet wurden, siehe
hierzu: Ziffer V.

12 Art. 2 Abs. 2 CSDDD bezieht sich auf Unternehmen, die nach den
Rechtsvorschriften eines Drittstaates gegründet wurden, siehe hierzu:
Ziffer V.

13 Sowie nach Art. 2 Abs. 2 CSDDD, siehe hierzu: Ziffer V.



4 RAW 2/24 Rünz/Koch/Busse, Die CSDDD – Substanziell neues Regelungswerk oder nur graduelle Fortentwicklung des LkSG?

V. Einfluss der CSDDD auf Unternehmen aus
Drittstaaten

Der Rechtsakt bezieht gleichermaßen Unternehmen ein, die
nach den Vorschriften eines Drittlandes gegründet wurden,
wie Art. 2 Abs. 2 sowie Art. 37 Abs.1 lit. c und d CSDDD
zeigen. Die CSDDD gilt für Drittstaaten-Unternehmen mit
einem jährlichen Nettoumsatz von mehr als
450 000 000 Euro innerhalb der EU (Art. 2 Abs. 2 lit. a
CSDDD) sowie für die oberste Muttergesellschaft einer
Gruppe, die diesen Schwellenwert auf konsolidierter Basis
erreicht (Art. 2 Abs. 2 lit. b CSDDD). Weitergehend sind –
ebenso wie bei EU-Unternehmen – Franchising und Lizen-
zierungskonstellationen umfasst, wenn die Lizenzgebühren
mehr als 22 500 000 Euro in der EU betragen und das
Unternehmen einen Nettoumsatz von mehr als 80 000
000 Euro innerhalb der EU erwirtschaftet (Art. 2 Abs. 2 lit. c
CSDDD). Ausweislich des Erwägungsgrundes 30 vertritt die
EU die Ansicht, dass die Auswirkungen drittstaatlicher Un-
ternehmen auf den EU-Markt im Einklang mit dem Völker-
recht rechtfertigen, dass das Unionsrecht auf ebendiese
Unternehmen erstreckt werden kann. Als maßgeblicher An-
haltspunkt für die Auswirkungen soll dabei ebenfalls auf
den Umsatz, nicht jedoch auf die Beschäftigtenzahl14, zu-
rückgegriffen werden. Es ist somit nicht notwendig, wie
bisher nach § 1 Abs. 1 S. 2 LkSG, dass zumindest eine
Zweigniederlassung betrieben wird.15 Zwar erscheint es
aufgrund des in der EU erzielten Umsatzes nach völker-
rechtlichen Grundsätzen zulässig, dass ein Staat einen sol-
chen Vorgang seinem nationalen Recht unterwirft.16

Gleichwohl ist es bedenklich, dass die Sorgfaltspflichten
der drittstaatlichen Unternehmen nicht auf diejenige Ge-
schäftstätigkeit beschränkt ist, mit der der Umsatz in der EU
erzielt wird.17 Letztlich obliegt es dem EuGH, über die Aus-
legung der CSDDD und somit auch zu dessen Umsetzungs-
umfang zu entscheiden, wenn dieser nach Art. 267 Abs.1
lit. b AEUV, Art. 19 Abs. 3 lit. b EUV zur Entscheidung in
dieser Frage angerufen würde.

VI. Pflichtenprogramm nach der CSDDD

Ausgangspunkt für die vom europäischen Rechtsakt auf-
erlegten Pflichten ist Art. 5 CSDDD. Demnach stellen die
Mitgliedstaaten sicher, dass Unternehmen die in den Art. 7
bis 16 CSDDD festgelegten risikobasierten Sorgfaltspflich-
ten in den Bereichen Menschenrechte und Umwelt erfüllen.
Maßgeblich sind somit zunächst zwei Elemente, nämlich
die erfassten Schutzgüter (1. und 2.) und die Maßnahmen
(4.), die ergriffen werden müssen, um die Menschenrechte
zu wahren und Umweltschäden zu verhindern. Zudem stellt
sich die Frage der Reichweite der Sorgfaltspflichten (3.).
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14 Begründet wird dies mit dem Mangel an klarer und kohärenter Me-
thodik zur Ermittlung der Beschäftigten von Unternehmen aus Dritt-
ländern, siehe Erwägungsgrund 30.

15 Nach dem LkSG sind ausländische Unternehmen bislang nach § 1
Abs. 1 S. 2 LkSG erfasst, wenn sie eine Zweigniederlassung im Inland
betrieben haben, welche die Arbeitnehmerschwelle von 1 000 über-
schritten haben; verpflichtet ist dann das ausländische Unternehmen
selbst, nicht die Muttergesellschaft, E. Wagner/S. Wagner/Schuler in:
Wagner/Ruttloff/Wagner, Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz in
der Unternehmenspraxis, 2022, § 1 Rn. 4.

16 Siehe insgesamt zur extraterritorialen Wirkung Hoffmann, in: Dauses/
Ludwigs, Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, 60. EL Februar 2024,
§ 1 Art. 101, 102 AEUV, Rn. 724ff.

17 Dazu auch Lutz-Bachmann/Vorbeck/Wengenroth, BB 2022, 835, 836;
Seibt/Vesper-Gräske, DB 2024, 1530, 1531 f.
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1. Geschützte Menschenrechte

Die durch die CSDDD geschützten Menschenrechte18 wer-
den im „Anhang – Teil 1“ der Richtlinie aufgelistet.19 Es
geht um nachteilige Auswirkungen, die durch die Verlet-
zung des jeweiligen Rechts entstehen, wie sich aus Art. 3
Abs.1 lit. c CSDDD ergibt. Die Liste enthält insgesamt 16
Eintragungen zu vom Schutzzweck umfassten Rechten. Ei-
nige davon sind bereits in ähnlicher Form vom LkSG ex-
plizit geschützt, etwa das Recht auf gerechte und günstige
Arbeitsbedingungen.20 Andere jedoch sind nicht ausdrück-
lich von den Schutzgütern des nationalen Gesetzes umfasst,
wie das Verbot der Beeinträchtigung der Gedanken-, Ge-
wissens- und Religionsfreiheit.21 Im Einzelnen:
CSDDD LkSG (teilweise nur ähn-

lich, wie in CSDDD)

Recht auf Leben § 2 Abs. 2 Nr.11

Verbot der Folter und grausamer, unmensch-
licher und erniedrigender Behandlung

§ 2 Abs. 2 Nr.11

Recht auf Freiheit und Sicherheit § 2 Abs. 2 Nr.11

Verbot willkürlicher oder rechtswidriger Ein-
griffe in das Privatleben, die Familie, die Woh-
nung oder den Schriftverkehr einer Person und
rechtswidriger Beeinträchtigung ihrer Ehre oder
ihres Rufes

nicht explizit geregelt

Verbot der Beeinträchtigung der Gedanken, Ge-
wissens- und Religionsfreiheit22

nicht explizit geregelt

Recht auf gerechte und günstige Arbeitsbedin-
gungen

§ 2 Abs. 2 Nr. 5 und 8

Verbot, den Zugang der Beschäftigten zu an-
gemessener Unterbringung zu beschränken,
wenn die Unternehmen in einer vom Unterneh-
men bereitgestellten Unterkunft untergebracht
sind, und den Zugang der Beschäftigten zu an-
gemessener Ernährung, Bekleidung sowie Was-
ser- und Sanitärversorgung am Arbeitsplatz zu
beschränken

nicht explizit geregelt

Rechte der Kinder nicht explizit geregelt

Verbot, Kinder vor Erreichen eines Mindest-
alters, das nicht unter 15 Jahren liegen darf, zu
beschäftigen

§ 2 Abs. 2 Nr.1

Verbot der schlimmsten Formen der Kinder-
arbeit

§ 2 Abs. 2 Nr. 2

Verbot von Zwangs- oder Pflichtarbeit § 2 Abs. 2 Nr. 3

Verbot aller Formen der Sklaverei und des
Sklavenhandels

§ 2 Abs. 2 Nr. 4

{raw_fahnen}RAW_A_025_24_Ruenz_Koch_Busse.3d Umfang: 17 Seiten [Aktuelle Seite = 5] 1. Lauf Date: 8/8/24

18 Hierzu im Gesamten exemplarisch auch: Hübner/Lieberknecht, NJW
2024, 1841, 1842 f.; Lutz-Bachmann/Vorbeck/Wengenroth, BB 2022,
835, 838; siehe darüber hinaus die Untersuchung von Grabosch für
die Friedrich-Ebert-Stiftung, S. 4, abrufbar unter: https://library.fes.d
e/pdf-files/international/21163.pdf (Abruf: 28.7.2024).

19 Die Regelung ist jedoch nicht abschließend. Nach Art. 3 Abs. 1 lit. c (ii)
CSDDD kann auch unter erhöhten inhaltlichen Anforderungen die
Verletzung von Rechten, die nicht in der CSDDD niedergelegt sind,
aber jedenfalls in den dort genannten Übereinkommen enthalten sind,
eine negative Auswirkung auf die Menschenrechte begründen. Auch
das LkSG kennt diese Regelungstechnik in § 2 Abs. 2 Nr. 12 LkSG.
Siehe hierzu ausführlich Hübner/Lieberknecht, NJW 2024, 1841,
1843.

20 Vgl. Anhang – Teil 1 Nr. 6 CSDDD. Im LkSG ähnlich in § 2 Abs. 2 Nr. 8
normiert. Siehe ebenso § 2 Abs. 2 Nr. 5 im Kontext von Arbeitsschutz-
vorschriften.

21 Vgl. Anhang – Teil 1 Nr. 5 CSDDD. Eine vergleichbare Regelung
existiert im LkSG nicht.

22 Vgl. Anhang – Teil 1 Nr. 5 CSDDD. Eine vergleichbare Regelung
existiert im LkSG nicht.
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Recht auf Vereinigungsfreiheit, Versammlungs-
freiheit, das Vereinigungsrecht und das Recht zu
Kollektivverhandlungen

§ 2 Abs. 2 Nr. 6

Verbot der Ungleichbehandlung in der Beschäf-
tigung

§ 2 Abs. 2 Nr. 7

Verbot, messbare Umweltschädigungen zu ver-
ursachen

§ 2 Abs. 2 Nr. 9

Recht von Einzelpersonen, Gruppierungen und
Gemeinschaften auf Land und Ressourcen sowie
darauf, nicht ihrer Existenzmittel beraubt zu
werden

§ 2 Abs. 2 Nr.10

Die geschützten Rechte sind in völkerrechtlichen Rahmen-
werken23 niedergelegt, auf die die CSDDD in „Anhang – Teil
1“ Bezug nimmt. Daher sind die Rechte in deren Lichte zu
interpretieren. Dies gilt gleichermaßen im Wege der richt-
linienkonformen Auslegung für die transformierten Nor-
men nach Umsetzung der CSDDD in nationales Recht.
Große Teile der von der Richtlinie erfassten Menschenrech-
te sind bereits jetzt nach dem LkSG geschützt.24 Das LkSG
nimmt ebenfalls Bezug auf Menschenrechtsabkommen, auf
die auch die CSDDD rekurriert. Es lässt sich jedoch fest-
halten, dass die CSDDD einen umfangreicheren Schutz bie-
tet als das LkSG. Im Wege der Mindestharmonisierung ist es
also zwingend, dass der nationale Gesetzgeber bei der Um-
setzung die im „Anhang – Teil 1“ der Richtlinie genannten
Menschenrechte mindestens in dem von der CSDDD vor-
gegebenen Umfang implementiert. Hierbei ist zu beachten,
dass jedes dieser Rechte, auch wenn es zuvor bereits vom
LkSG umfasst war, richtlinien- und völkerrechtskonform
auszulegen ist.

2. Geschützte Umweltbelange

„Anhang – Teil 2“ bezeichnet darüber hinaus die von der
CSDDD geschützten Umweltbelange25, auf die sich die
Sorgfaltspflichten der Unternehmen beziehen. Auch hierbei
handelt es sich um insgesamt 16 Punkte. Auch in diesem
Kontext existieren teilweise vergleichbare Regelungen im
LkSG, wie etwa das Verbot der Herstellung und der Handel
von mit Quecksilber versetzten Produkten.26 Sowohl die
CSDDD als auch das LkSG beziehen sich dabei auf interna-
tionale Umweltabkommen.27 Jedoch ist auch hier – ähnlich
wie bei den geschützten Menschenrechten – der durch die
CSDDD vermittelte Schutz höher. Für die Auslegung der
Begriffe nach der Transformation in nationales Recht gilt
auch hier, dass die Begrifflichkeiten nicht national, sondern
vielmehr mit Blick auf die Richtlinie sowie die in „Anhang –
Teil 2“ genannten völkerrechtlichen Verträge zu verstehen
sind. Im Einzelnen:
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23 Exemplarisch: Internationaler Pakt über bürgerliche und politische
Rechte oder der Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte. Siehe hierzu auch: Seibt/Vesper-Gräske, DB
2024, 1530, 1534.

24 Diese sind in § 2 Abs. 2 Nr. 1–12 LkSG festgehalten.
25 Insgesamt exemplarisch hierzu: Hübner/Lieberknecht, NJW 2024,

1841, 1842 f.; Lutz-Bachmann/Vorbeck/Wengenroth, BB 2022, 835,
838 f.; Siehe darüber hinaus die Untersuchung von Grabosch für die
Friedrich-Ebert-Stiftung, S. 4, abrufbar unter: https://library.fes.de/p
df-files/international/21163.pdf, (Abruf: 28.7.2024).

26 Vgl. Anhang – Teil 2 Nr. 3 CSDDD. Im LkSG ähnlich in § 2 Abs. 3 Nr. 1
normiert.

27 Das LkSG nimmt bislang lediglich drei internationale Umweltabkom-
men in Bezug, die CSDDD insgesamt elf. Hierzu detailliert: Seibt/Ves-
per-Gräske, DB 2024, 1530, 1534 f.
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CSDDD LkSG (teilweise nur
ähnlich, wie in CSDDD)

Schutz der Biodiversität nicht explizit geregelt

Verbot von Handel mit gefährdeten Arten frei-
lebender Tiere und Pflanzen

nicht explizit geregelt

Verbot der Herstellung und Handel von mit
Quecksilber versetzten Produkten

§ 2 Abs. 3 Nr.1

Verbot der Verwendung von Quecksilber oder
Quecksilberverbindungen

§ 2 Abs. 3 Nr. 2

Verbot der unrechtmäßigen Behandlung von
Quecksilberabfällen

§ 2 Abs. 3 Nr. 3

Verbot der Produktion und Verwendung be-
stimmter Chemikalien

§ 2 Abs. 3 Nr. 4

Verbot der unrechtmäßigen Handhabung,
Sammlung, Lagerung und Entsorgung be-
stimmter Abfälle

§ 2 Abs. 3 Nr. 5

Verbot der Ein- oder Ausfuhr bestimmter Che-
mikalien

nicht explizit geregelt

Verbot der unrechtmäßigen Produktion, des un-
rechtmäßigen Verbrauchs sowie der unrecht-
mäßigen Einfuhr und Ausfuhr bestimmter Stoffe

nicht explizit geregelt

Verbot der Ausfuhr gefährlicher oder anderer
bestimmter Abfälle

§ 2 Abs. 3 Nr. 6

Verbot der Ausfuhr gefährlicher Abfälle aus be-
stimmten Staaten

§ 2 Abs. 3 Nr. 7

Verbot der Einfuhr gefährlicher Abfälle und an-
derer Abfälle aus Nichtvertragsparteien des
Basler Übereinkommens

§ 2 Abs. 3 Nr. 8

Verbot der Schädigung des Weltnaturerbes nicht explizit geregelt

Verbot der Schädigung von Feuchtgebieten nicht explizit geregelt

Verbot der Verschmutzung von Schiffen nicht explizit geregelt

Verbot der Verschmutzung der Meeresumwelt
durch Einleitung

nicht explizit geregelt

3. Reichweite der Sorgfaltspflichten

Bevor die konkreten Sorgfaltspflichten untersucht werden,
ist zunächst klarzustellen, für wen diese überhaupt gelten.
Die Pflichten nach der CSDDD betreffen zunächst die eige-
ne Geschäftstätigkeit eines vom Anwendungsbereich um-
fassten Unternehmens. Darüber hinaus sind die Geschäfte
der Tochtergesellschaften erfasst. Tochtergesellschaften
meint ausweislich des Art. 3 Abs.1 lit. e CSDDD die „kon-
trollierten Unternehmen“ i. S. d. Transparenz-Richtlinie
2004/109/EG. Zudem erstrecken sich die Verpflichtungen
auf die „Aktivitätskette“. Dieser Begriff ist in Art. 3 Abs.1
lit. g CSDDD definiert und meint die vorgelagerten und in
Teilen auch nachgelagerten Geschäftspartner. Umfasst sind
nach Art. 3 Abs.1 lit. g (i) CSDDD die Tätigkeiten der vor-
gelagerten Geschäftspartner des Unternehmens, sofern die-
se im Zusammenhang mit der Herstellung von Waren oder
der Erbringung von Dienstleistungen stehen und nach
Art. 3 lit. g (ii) CSDDD die Tätigkeiten der nachgelagerten
Geschäftspartner eines Unternehmens, wenn sie Dienstleis-
tungen28 in Bezug auf den Vertrieb, Transport und die La-
gerung des Produktes erbringen und sofern die Geschäfts-
partner diese Tätigkeiten für das verpflichtete Unternehmen
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trieb, die Beförderung und die Lagerung.
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oder in dessen Namen ausführen. Die Sorgfaltspflichten
betreffen dabei direkte und indirekte Geschäftspartner.
Der Begriff der indirekten Geschäftspartner bedeutet nach
Art. 3 lit. f (ii) CSDDD Einrichtungen, mit denen keine Ge-
schäftsvereinbarung existieren, die jedoch mit den Tätig-
keiten, Produkten oder Dienstleistungen des Unternehmens
zusammenhängende Geschäftstätigkeiten ausüben.29

Somit ergeben sich im Vergleich zur jetzigen Rechtslage
nach dem LkSG zwei Änderungen, wobei eine Änderung
entscheidender ist. Zum einen erstrecken sich die Verpflich-
tungen in der Definition auch (begrenzt) auf nachgelagerte
Geschäftspartner – diese Änderung führt allerdings in der
Praxis nur zu geringfügigen Abweichungen zum LkSG, da
(i) der Kunde, an den Produkte / Dienstleistungen verkauft
werden, auch nach CSDDD nicht zur nachgelagerten Liefer-
kette gehört und (ii) auch gemäß LkSG nach überwiegender
Auffassung Vertragspartner, die zum Vertrieb, Transport
und der Lagerung des Produktes „in Richtung Kunden“
zum Einsatz kommen, als Teil der Lieferkette gelten. Die
entscheidendere Erweiterung gegenüber dem LkSG ist die
Erstreckung der Pflichten auf indirekte Geschäftspartner,
ohne an das Erfordernis der substantiierten Kenntnis an-
zuknüpfen.30

4. System der Sorgfaltspflichten der CSDDD im Vergleich
zu jenem des LkSG

Die weitreichenden Sorgfaltspflichten der CSDDD sollen
dazu beitragen, dass nachteilige Auswirkungen, die sich
aus Verstößen gegen die beschriebenen Menschenrechts-
und Umweltstandards ergeben, ermittelt, bewertet, priori-
siert und verhindert, gemindert und abgestellt werden. Die-
se Pflichten befinden sich in Teilen bereits im LkSG, sodass
für die Unternehmen bei der Umsetzung zwar ein Anpas-
sungsbedarf besteht, dieser jedoch überschaubar er-
scheint.31 Demgegenüber ergeben sich etwa Neuerungen
mit Blick auf die Reichweite der Verpflichtungen32 sowie
eine Pflicht zur Aufstellung eines Klimaplans zur Umset-
zung der Verpflichtung der EU aus dem Pariser Überein-
kommen33.34 Die Sorgfaltspflichten des Rechtsakts befinden
sich ausweislich des Art. 5 Abs.1 CSDDD in den Art. 7 bis 16
CSDDD. Die CSDDD verfolgt dabei den Ansatz, dass die
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29 Siehe weitergehend zur Reichweite der Sorgfaltspflichten: Gergen/
Fitzer, ZASA 2024, 9, 10; Hübner/Lieberknecht, NJW 2024, 1841,
1843; Lutz-Bachmann/Vorbeck/Wengenroth, BB 2022, 835, 837;
Seibt/Vesper-Gräske, DB 2024, 1530, 1533 f.; Weiler/Schoch/Müller,
RIW 2024, 397, 399. Siehe darüber hinaus die Untersuchung von
Grabosch für die Friedrich-Ebert-Stiftung, S. 6, abrufbar unter: https
://library.fes.de/pdf-files/international/21163.pdf, (Abruf: 28.7.
2024).

30 Seibt/Vesper-Gräske, DB 2024, 1530, 1533. Weitere Ausführungen
unter Ziffer VI.4.b).

31 Siehe hierzu etwa: Seibt/Vesper-Gräske, DB 2024, 1530, 1532.
32 Siehe hierzu: Ziffer VI.3.
33 Konkreter hierzu Erwägungsgrund 10 CSDDD: Die Richtlinie be-

schreibt hier, dass konkrete Wege zur Bekämpfung des Klimawandels
und zur Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius in in-
ternationalen Übereinkommen auf der Grundlage des Rahmenüber-
einkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen, denen
die Union und ihre Mitgliedstaaten beigetreten sind, wie dem am
12.12.2015 angenommenen Pariser Klimaschutzübereinkommen oder
dem „vor Kurzem“ verabschiedeten Klimapaket von Glasgow, darge-
legt werden. Dies gehe einher mit bestimmten Erwartungen an die
Unterzeichnerparteien, sei auch die Rolle zu betrachten, die der Pri-
vatsektor einnehme. Hierzu gehörten auch deren Anlagestrategien als
entscheidender Faktor für die Verwirklichung der Klimaziele. Siehe
weitergehend zu Aspekten des Klimaschutzes im Rahmen der Erwä-
gungsgründe: Erwägungsgründe 10,11,12 und 73 CSDDD.

34 Siehe zusammenfassend zu den Neuerungen: Ziffer VI.5.
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verpflichteten Unternehmen angemessene Bemühungen
schulden, um nachteilige Auswirkungen zu vermeiden.
Die Adressaten der Richtlinie schulden somit nicht den
Erfolg, dass es zu Beeinträchtigungen gar nicht mehr kom-
men darf oder dass Produkte in der Konsequenz vom Markt
genommen werden müssen.35 Hieraus ergibt sich mithin
kein Unterschied zum LkSG, da auch von diesem Bemü-
hens- statt Erfolgspflichten begründet werden.36

a) Einbeziehung der Sorgfaltspflicht in die
Unternehmenspolitik und Risikomanagementsysteme

Art. 7 Abs.1 CSDDD sieht vor, dass Unternehmen die Sorg-
faltspflicht in alle einschlägigen Bereiche ihrer Unterneh-
menspolitik und Risikomanagementsysteme einbeziehen
und über eine Strategie zur Erfüllung der Sorgfaltspflicht
verfügen muss, mit der eine risikobasierte Sorgfalts-
pflichtserfüllung sichergestellt wird. In Abs. 2 wird darüber
hinaus aufgeführt, welche Elemente eine Strategie zur Er-
füllung der Sorgfaltspflicht umfassen soll. Um ein funk-
tionierendes System zu schaffen, muss die Geschäftsleitung
die Beschäftigten37 zu Rate ziehen und anschließend eine
„Sorgfalts-Policy“ erstellen.38 Diese sollte die Beschreibung
der sorgfaltsbezogenen (langfristigen) Strategie, einen Ver-
haltenskodex und die Beschreibung der Prozesse enthalten,
wie die Sorgfalt ausgeübt und überwacht wird.39 Hierbei
sind die Auswirkungen in der gesamten Aktivitätskette zu
adressieren, wie Art. 15 CSDDD zeigt. Demnach müssen die
Unternehmen regelmäßig Bewertungen ihrer eigenen Ge-
schäftstätigkeit und Maßnahmen sowie jener ihrer Tochter-
unternehmen und – sofern sie mit den Aktivitätsketten des
Unternehmens in Verbindung stehen – jene ihrer Ge-
schäftspartner durchführen. Bei Art. 7 CSDDD handelt es
sich um eine mindestharmonisierende Vorgabe.40 Es steht
den Mitgliedstaaten also frei, strengere Regelungen zu tref-
fen. Die Vorgaben der CSDDD sind in diesem Punkt in
weiten Teilen vergleichbar mit den korrespondierenden
Vorgaben des LkSG. § 4 LkSG normiert, dass die Geschäfts-
leitung das Risikomanagement in alle wesentlichen Ge-
schäftsabläufe implementieren muss. Weiterhin muss eine
Zuständigkeit für die Überwachung geschaffen41 und Inte-
ressen der Betroffenengruppen berücksichtigt werden. Da-
bei sind alle bekannten Risiken (auch bei mittelbaren Zu-
lieferern) zu adressieren. Mithin hat die CSDDD keine er-
heblichen Auswirkungen in diesem Kontext, da bereits
nach dem LkSG ein Risikomanagementsystem Teil der
Sorgfaltspflichten ist und auch jenes entsprechende Risiken
in der gesamten Lieferkette adressiert. Ein Unterschied er-
gibt sich mit Blick auf das Aufstellen eines Verhaltenskode-
xes, wenngleich aus der Praxis bekannt ist, dass solche in
Unternehmen bereits häufig Bestandteil der Compliance-
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35 Auch hierzu etwa die Untersuchung von Grabosch für die Friedrich-
Ebert-Stiftung, S. 7, abrufbar unter: https://library.fes.de/pdf-files/int
ernational/21163.pdf, (Abruf: 28.7.2024).

36 Hierzu vor allem die Gesetzesbegründung: BT-Drucks. 19/28649, 2,
41. Weitergehend: Hein, in: Kaltenborn/Krajewski/Rühl/Saage-Maß,
LkSG, 2023, § 2 Rn. 4, § 6 Rn. 1.

37 Bzw. deren Vertreter.
38 Grabosch für die Friedrich-Ebert-Stiftung, S. 7, abrufbar unter: https:/

/library.fes.de/pdf-files/international/21163.pdf, (Abruf: 28.7.2024).
39 Hierbei erscheint die Darstellung der Einkaufspraktiken und diesbe-

züglichen Richtlinien des Unternehmens besonders wichtig, siehe die
Untersuchung von Grabosch für die Friedrich-Ebert-Stiftung, S. 7,
abrufbar unter: https://library.fes.de/pdf-files/international/21163.p
df, (Abruf: 28.7.2024).

40 Siehe hierzu: Ziffer III.
41 § 4 Abs. 3 S. 1 LkSG nennt explizit den Menschenrechtsbeauftragten,

hierzu auch Hagel/Wiedmann, Menschenrechtsbeauftragte, 2024.
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Systeme sind.42 Ebenso sieht das LkSG bislang nicht (direkt
und zwingend) vor, dass Beschäftigte konsultiert werden
müssen. Allerdings sind i. R. v. § 4 Abs. 4 LkSG bei der
Errichtung und Umsetzung eines Risikomanagementsys-
tems die Interessen der Beschäftigten43 zu berücksichtigen.
Bei der Art und Weise der Berücksichtigung steht dem
betroffenen Unternehmen ein Ermessen zu, welches im Re-
gelfall jedoch in Form der zweiseitigen, direkten Konsulta-
tion stattfinden soll.44 Ein faktischer Unterschied zur bishe-
rigen Rechtslage besteht somit lediglich hinsichtlich einer
möglichen Ermessensausübung, welche künftig entfallen
wird.
Viele Unternehmen, die bereits unter das LkSG fallen, wer-
den also mit Prozessen und Verantwortlichkeiten, die unter
dem LkSG geschaffen wurden, unter der CSDDD weiter-
arbeiten können (auch, wenn die CSDDD sich nicht dazu
ausspricht, die Position eines / einer Menschenrechtsbeauf-
tragten zu schaffen).

b) Ermittlung und Bewertung tatsächlicher und potenzieller
negativer Auswirkungen und Priorisierung

Art. 8 CSDDD verpflichtet Unternehmen dazu, geeignete
Maßnahmen zu ergreifen, um tatsächliche und potenzielle
negative Auswirkungen zu ermitteln und zu bewerten.
Hierbei sind, unter Berücksichtigung relevanter Risikofak-
toren, die Bereiche zu ermitteln, in denen negative Aus-
wirkungen am wahrscheinlichsten und am schwerwie-
gendsten sind. Mit Risikofaktoren sind hier gemäß Art. 3
Abs.1 lit u) CSDDD Umstände gemeint, die den Schwere-
grad von Risiken beeinflussen, wie zum Beispiel geogra-
fische oder branchenspezifische Situationen. Dazu gehört
auch, einzubeziehen, ob der Geschäftspartner selbst bereits
unter die Richtlinie fällt, sowie das Niveau der Strafverfol-
gung im Risikobereich (vgl. Erwägungsgrund 41). Die Kom-
mission soll gemäß Art. 19 Abs. 2 lit. d) CSDDD in ihren
Leitlinien diese Risikofaktoren weiter definieren, sodass
Unternehmen Bereiche ihrer Aktivitätskette leichter als
schwerwiegend oder wahrscheinlich identifizieren können.
Nach Art. 9 CSDDD müssen die Unternehmen den nach
Art. 8 CSDDD ermittelten negativen Auswirkungen Priori-
tät einräumen, wobei die Priorisierung nach Art. 9 Abs. 2
CSDDD auf der Grundlage ihrer Schwere und Wahrschein-
lichkeit erfolgt, sofern es nicht möglich ist, alle ermittelten
negativen Auswirkungen gleichzeitig in vollem Umfang zu
verhindern, zu mindern, abzustellen oder zu minimieren.
Die Pflichten nach Art. 8 CSDDD umfassen die eigene Ge-
schäftstätigkeit und die der Tochterunternehmen sowie die
der Geschäftspartner, sofern sie mit ihren Aktivitätsketten
in Verbindung stehen.
Hierin liegt auch der entscheidende Unterschied zu der
Risikoanalyse nach § 5 Abs. 4 LkSG, wonach die Risiken
einmal pro Jahr (oder anlassbezogen) lediglich bei allen
unmittelbaren Zulieferern ermittelt, gewichtet und u. U.
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42 Seibt/Vesper-Gräske, DB 2024, 1530, 1532.
43 Das Unternehmen muss die Interessen der eigenen Beschäftigten, der

Beschäftigten innerhalb seiner Lieferketten und derjenigen, die in
sonstiger Weise durch das wirtschaftliche Handeln des Unternehmens
oder durch das wirtschaftliche Handeln eines Unternehmens in seinen
Lieferketten in einer geschützten Rechtsposition unmittelbar betrof-
fen sein könnten, angemessen berücksichtigen, vgl. § 4 Abs. 4 LkSG.

44 Siehe hierzu https://csr-in-deutschland.de/DE/Wirtschaft-Menschenr
echte/Gesetz-ueber-die-unternehmerischen-Sorgfaltspflichten-in-Lie
ferketten/FAQ/faq.html#doc977f9a9d-bfdd-4d31-9e31-efab307ceee
6bodyText3, (Abruf: 28.7.2024). Weitergehend Lorenzen, in: Kalten-
born/Krajewski/Rühl/Saage-Maß, LkSG, 2023, § 4 Rn. 150.
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priorisiert werden müssen. Nach der bisherigen nationalen
Regelung ist die Ermittlung von Risiken somit auf den
eigenen Geschäftsbereich und den der unmittelbaren Zulie-
ferer begrenzt.45 Nach der CSDDD muss dies folglich erwei-
tert werden auf die gesamte Aktivitätskette.
An dieser Stelle ist es allerdings wichtig, zu erwähnen, dass
die Berücksichtigung mittelbarer Zulieferer im Upstream-
Bereich nur dann zu wirklichem Mehraufwand für Unter-
nehmen führt, falls dort negative Auswirkungen schwer-
wiegend und wahrscheinlich sind; andernfalls besteht
keine Pflicht, die tiefere Lieferkette transparent zu machen,
geschweige denn weitere Maßnahmen zu ergreifen. Eben-
falls wichtig zu erwähnen ist, dass der etwaige Mehrauf-
wand mit Blick auf die tiefere Lieferkette auf Grund des
noch risikobasierteren Ansatzes der CSDDD mit einem Min-
deraufwand auf Ebene der unmittelbaren Zulieferer einher-
gehen kann. Hintergrund ist, dass zum einen nur die Ge-
schäftspartner betrachtet werden müssen, die „im Zusam-
menhang mit der Herstellung von Waren oder der Erbrin-
gung von Dienstleistungen stehen“ (Art. 3 Abs. 1 lit. g (i)
CSDDD); diese Beschränkung kann so gelesen werden, dass
für große Teile des indirekten Einkaufs, d. h. insbesondere
Produkte für den Eigenverbrauch des Unternehmens, man-
gels Zusammenhangs mit der eigenen Wertschöpfung keine
Risiken betrachtet werden müssen. Zum anderen müssen
nach CSDDD nur die Teile der Lieferkette betrachtet wer-
den, bei denen negative Auswirkungen schwerwiegend und
wahrscheinlich sind (Art. 8 CSDDD); die unmittelbaren Zu-
lieferer, bei denen von solchen Auswirkungen nicht aus-
gegangen wird, müssten demnach auch nicht betrachtet
werden.
Im Übrigen gilt es zu beachten, dass die CSDDD in Art. 8
und Art. 9 detailliertere Vorgaben zur Risikoermittlung, zur
vertieften Bewertung und Beschaffung von Informationen
sowie zur Priorisierung von Risiken vorsieht als das LkSG.46

Nach Art. 4 Abs. 1 CSDDD sind Art. 8 Abs.1 und Abs. 2
CSDDD vollharmonisierend umzusetzen und bieten somit
dem Transformationsgesetzgeber keinen Spielraum für
strengere Vorgaben in diesem Bereich.

c) Verhinderung potenziell negativer Auswirkungen
Art.10 Abs.1 CSDDD verpflichtet Unternehmen, geeignete
Maßnahmen zu treffen, um die nach Art. 8 ermittelten po-
tenziell negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter zu
verhindern oder jedenfalls angemessen zu mindern, die
das Unternehmen selbst mit verursacht hat. Zwar kennt
auch das LkSG diese Verpflichtung in § 6,47 allerdings geht
die CSDDD vollharmonisierend insofern über diese Anfor-
derung hinaus, als sie auch dann gilt, wenn die Auswirkun-
gen nicht positiv ermittelt wurden. Es reicht, wenn sie hät-
ten ermittelt werden müssen. Bei der Entscheidung über die
erforderlichen Maßnahmen sollen Unternehmen berück-
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45 Zu beachten ist jedoch, dass § 5 Abs. 1 S. 2 LkSG vorsieht, dass im
Falle einer rechtsmissbräuchlichen Gestaltung der unmittelbaren Zu-
liefererbeziehung oder eines Umgehungsgeschäfts der mittelbare Zu-
lieferer als unmittelbarer Zulieferer gilt. Siehe zur Reichweite der
Risikoanalyse Lorenzen, in: Kaltenborn/Krajewski/Rühl/Saage-Maß,
LkSG, 2023, § 5 Rn. 55ff.

46 Hierzu auch Seibt/Vesper-Gräske, DB 2024, 1530, 1532.
47 Das LkSG normiert in § 6 Abs. 2, dass eine Grundsatzerklärung über

die Menschenrechtsstrategie abzugeben ist und welche Elemente sie
mindestens enthalten muss. In Abs. 3 und 4 sind Regelbeispiele zu
angemessenen Präventionsmaßnahmen normiert. Hierzu im Detail
Augenstein/Wohltmann, in: Kaltenborn/Krajewski/Rühl/Saage-Maß,
LkSG, 2023, § 6, Rn. 28ff.
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sichtigen, ob die potenziellen negativen Auswirkungen
vom eigenen Unternehmen verursacht werden, ob sie ge-
meinsam mit einem Geschäftspartner verursacht werden
oder ob sie lediglich von einem Geschäftspartner in der
Aktivitätskette verursacht werden (vgl. Art. 10 Abs.1 lit. a)
CSDDD). Diese Berufung auf die Beziehung zur negativen
Auswirkung stellt heraus, dass Unternehmen dann Maß-
nahmen ergreifen sollen, wenn sie diese auch selbst ver-
ursacht haben; ist dies nicht der Fall, sollen Unternehmen
lediglich bestrebt sein, ihren Einfluss auf ihre Geschäfts-
partner geltend zu machen (vgl. Erwägungsgrund 45).
Darüber hinaus sieht Art. 10 Abs. 4 in der Liste der mög-
lichen Maßnahmen CSDDD anders als das LkSG vertrag-
liche Zusicherungen von indirekten Geschäftspartnern und
in Abs. 5 Regelungen zur Entlastung von KMU vor. Gleich-
wohl ist auch hier zu erwähnen, dass Abs. 5 eine mindest-
harmonisierende Vorgabe ist und mithin die Entlastung für
KMU umzusetzen und künftig im nationalen Lieferketten-
recht implementiert ist. Zudem regelt Art. 10 Abs. 6 CSDDD
die Aussetzung oder Beendigung von Geschäftsbeziehun-
gen als präventive Maßnahme. Das LkSG kennt eine solche
Handlungsmöglichkeit ebenfalls in § 7 Abs. 3, allerdings
lediglich als Abhilfe nach Eintritt (sowie bei unmittelbarem
Bevorstehen) einer Verletzung.
Insgesamt lesen sich die in der CSDDD genannten Präven-
tionsmaßnahmen etwas mehr als Aufforderung, dass Un-
ternehmen auf sich selbst gerichtete Maßnahmen („eigene
Anstrengungen“) erbringen sollen, im Gegensatz zu den
Präventionsmaßnahmen des LkSG, die einen größeren Fo-
kus auf gegenüber Lieferanten gerichtete Maßnahmen
(bspw. Auswahl und Erwartungen) zu setzen scheinen.

d) Behebung tatsächlicher negativer Auswirkungen
Als vollharmonisierend umzusetzende Vorschrift regelt
Art. 11 Abs.1 CSDDD, dass Unternehmen geeignete Maß-
nahmen ergreifen, um nach Art. 8 CSDDD ermittelte tat-
sächliche negative Auswirkungen abzustellen. Eine ver-
gleichbare Regelung trifft § 7 LkSG. Darüber hinaus jedoch
ist auch in Art. 11 CSDDD die vertragliche Zusicherung
gegenüber indirekten Geschäftspartnern in Abs. 5 sowie
die Entlastung von KMU in Abs. 6 als mögliche Maßnahme
festgehalten. Zudem gilt auch in Art.11 CSDDD wie in
Art. 10 CSDDD, dass Unternehmen einbeziehen sollen, ob
sie die negative Auswirkung mit verursacht haben.
Im Rahmen von Art. 11 CSDDD, vergleichbar mit § 7 Abs. 3
LkSG, ist als „letztes Mittel“ das Unternehmen verpflichtet,
Geschäftsbeziehungen zu beenden bzw. keine neuen Bezie-
hungen mehr einzugehen bzw. bestehende Beziehungen
nicht mehr auszubauen. Zudem ist in Art. 12 CSDDD dazu
ergänzend konkret normiert, dass ein Unternehmen Abhilfe
leistet, wenn es eine tatsächliche negative Auswirkung al-
lein oder gemeinsam mit anderen verursacht hat. Unter
Abhilfe ist dabei insbesondere die finanzielle Wiedergut-
machung und Wiederherstellung des ursprünglichen Zu-
standes zu verstehen (Art. 3 Abs.1 lit. t) CSDDD).48

e) Sinnvolle Einbeziehung von Interessenträgern
Unternehmen sind nach Art. 13 CSDDD dazu verpflichtet,
Stakeholder wirksam einzubeziehen. Art.13 CSDDD sieht
umfassende Informations- und Konsultationspflichten vor,
anders als das LkSG, welches lediglich die Berücksichti-
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gung von Stakeholdern in allgemeiner Form in § 4 Abs. 4
anordnet. Es wird zu beobachten sein, wie Unternehmen
diese Vorgabe in der Praxis umsetzen werden. Stakeholder
Engagement – zumindest mit Blick auf Interessengruppen
außerhalb des eigenen Unternehmens und dabei insbeson-
dere mit Blick auf gefährdete Interessenträger49 – wird un-
ter dem LkSG bisher regelmäßig stiefmütterlich behandelt.
Ob bei Unternehmen unter der CSDDD dahingehend ein
Umdenken einsetzen wird und sich diese bspw. mit Ge-
werkschaften, umliegenden Gemeinden, indigenen Völkern
und anderen vulnerablen Gruppen regelmäßig und vor Um-
setzung der Sorgfaltspflichten austauschen werden, wird
auch davon abhängen, wie streng die zuständigen Behör-
den Art. 13 CSDDD anwenden werden.50

f ) Meldemechanismus und Beschwerdeverfahren
Nach Art. 14 Abs.1 CSDDD müssen Unternehmen die Mög-
lichkeit einräumen, dass bei berechtigten Bedenken hin-
sichtlich tatsächlicher oder potenzieller negativer Auswir-
kungen Beschwerden eingereicht werden können. Diese Be-
schwerden können von bestimmten Personen oder Stellen
übermittelt werden, die in Art. 14 Abs. 2 CSDDD näher be-
zeichnet sind. Die Vorgaben aus CSDDD und LkSG zum
Beschwerdeverfahren sind weitestgehend deckungsgleich.
Allenfalls kann die Kommunikation des Beschwerdeverfah-
rens in die tiefere Lieferkette (soweit dort Risiken identifi-
ziert wurden) nach CSDDD einen Mehraufwand mit sich
bringen.

g) Überwachung
Die CSDDD enthält eine allgemeine Überwachungspflicht
in Art. 15 CSDDD, welche sich auf alle zentralen Sorgfalts-
maßnahmen bezieht. Dies ist im LkSG zwar anders struk-
turiert, da dort die Überwachungsmaßnahmen in den ein-
zelnen Vorschriften separat geregelt sind. Inhaltlich unter-
scheiden sich die Pflichten jedoch nicht. Der Unionsrechts-
akt fördert dabei jedoch zusätzlich den Aufbau von
zentralen Überwachungssystemen. Fallen nämlich glei-
chermaßen die Ober- als auch die Tochtergesellschaft unter
die CSDDD, so kann die Obergesellschaft nach Art. 6 Abs.1
S.1 CSDDD die Einhaltung des Rechtsakts auch auf Ebene
der Tochtergesellschaft sicherstellen.51 Die Tochtergesell-
schaft ist dann jedoch weiterhin Adressatin eigener Ver-
pflichtungen, insbesondere entfällt durch das zentrale Sys-
tem nicht die zivilrechtliche Haftung, wie Art. 6 Abs.1 S. 2
CSDDD klarstellt. Hierdurch ergibt sich somit eine praxis-
relevante Änderung zum LkSG, welche solche Erleichterun-
gen bislang nicht kennt.52

h) Kommunikation
Unternehmen müssen nach Art. 16 CSDDD Bericht erstat-
ten. Der Bericht ist jährlich auf der Website des betreffen-
den Unternehmens zu veröffentlichen. Art. 17 Abs. 1, 3
CSDDD regelt, dass die Berichte an eine noch einzurichten-
de Sammelstelle zu übermitteln sind, welche die Informa-
tionen im zentralen europäischen Zugangsportal zugäng-
lich macht. Auch das LkSG enthält bereits eine Vorschrift
zur Dokumentation und öffentlichen Berichterstattung in
§ 10 LkSG. Allerdings ist insbesondere die Frist zur Einrei-
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49 Zum Begriff „Interessenträger“ siehe unter Art. 3 Abs. 1 lit. n) CSDDD.
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Sachverständige zu konsultieren, sofern es nach vernünftigem Ermes-
sen nicht möglich ist, die Interessenträger wirksam einzubeziehen.

51 Seibt/Vesper-Gräske, DB 2024, 1530, 1533.
52 Hierzu Seibt/Vesper-Gräske, DB 2024, 1530, 1533.
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chung der Berichte nach § 12 Abs. 2 LkSG (siehe auch § 10
Abs. 2 LkSG) mit vier Monaten deutlich kürzer als jene der
CSDDD.
Die CSDDD sieht zudem vor, dass die Berichtspflicht ent-
fällt, wenn Unternehmen bereits nach Art. 19a, 29a oder
40a zur Berichterstattung nach der CSRD53 verpflichtet
sind. Das Umsetzungsgesetz zur CSRD54 sieht für das natio-
nale LkSG bereits eine Änderung vor, welche im LkSG als
§§ 10 Abs. 5, 6 LkSG (nF)55 verankert werden soll. Diese
werden die Möglichkeit vorsehen, anstelle eines Berichts
nach dem LkSG zur Erfüllung dieser Pflicht einen Bericht
nach der CSRD abgeben zu können. Das Zusammenspiel
mit der CSRD findet somit bereits jetzt Eingang in das
nationale Lieferkettenrecht. Festzuhalten ist hierbei, dass
das bisherige LkSG und auch das nach den Vorgaben der
CSDDD künftige LkSG einen geringeren Umfang mit Blick
auf die Berichtspflicht aufweisen als die CSRD.56

5. Sonderpunkt: Klimaschutz

Die CSDDD verpflichtet sich überdies der Minderung der
Folgen des Klimawandels. Konkretisiert wird dieses Erfor-
dernis in Art. 22 CSDDD. Demnach besteht eine Pflicht zur
Annahme und Umsetzung eines Übergangsplans zur Ein-
dämmung des Klimawandels. Hiermit soll sichergestellt
werden, dass das Geschäftsmodell und die Strategie des
Unternehmens mit dem Übergang zu einer nachhaltigen
Wirtschaft und mit der Begrenzung der globalen Erderwär-
mung auf 1,5 Grad Celsius sowie mit dem Ziel, Klimaneu-
tralität zu erreichen, vereinbar ist. Hiermit kommt die EU
ihrer eigenen Verpflichtung aus dem Pariser Übereinkom-
men nach, worin das Ziel der Maximalerwärmung festge-
legt ist. Erwägungsgrund 73 beschreibt, dass dies keine
Erfolgs-, sondern eine Handlungspflicht darstellt. Zudem
sollen Aufsichtsbehörden gemäß Art. 25 die Annahme des
Übergangsplans, jedoch nicht dessen Umsetzung über-
wachen. Daher sollten die Fortschritte der jeweiligen Un-
ternehmen sowie die Komplexität des Übergangs und die
diesbezügliche Entwicklung gebührend berücksichtigt wer-
den. Der aufzustellende Plan sollte dabei auf wissenschaft-
lichen Erkenntnissen beruhen und zeitgebundene Zielvor-
gaben für das Jahr 2030 und ab dann in Fünfjahresschritten
bis 2050 enthalten (Art. 22 Abs.1 lit. a CSDDD). Der Plan
muss eine Beschreibung der ermittelten Dekarbonisie-
rungsfaktoren und der geplanten wichtigsten Maßnahmen
zur Erreichung der Ziele enthalten. Außerdem müssen eine
Erläuterung und Quantifizierung der zur Planerfüllung er-
forderlichen Investitionen und Finanzmittel sowie eine Be-
schreibung der Rolle der Unternehmensorgane aufgeführt
sein. Der Rechtsakt fordert nach Art. 22 Abs. 2 CSDDD zu-
dem, dass dieser Plan jährlich aktualisiert werden muss.
Allerdings ist auch hier festgelegt, dass bei Unternehmen,
die bereits unter der CSRD berichten, davon ausgegangen
wird, dass sie die Pflicht zur Aufsetzung eines Klimaplans
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vom 14.12.2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014
und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hin-
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Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG,
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erstattung von Unternehmen.

55 Siehe Art. 3 Nr. 1 des Umsetzungsgesetzes zur CSRD.
56 Hierzu ausführlich Rothermel, ZWH 2024, 126.
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bereits erfüllt haben. Auch diese Vorgabe ist mindesthar-
monisierend. Es steht dem nationalen Gesetzgeber somit
frei, strengere Vorgaben als jene der Richtlinie zu erlassen.
Unabhängig davon wird eine weitreichende Anpassung des
LkSG bezüglich dieses Aspekts nötig sein, da das Gesetz
bislang keine derartigen Pflichten kennt.

VII. Sanktionen

Verstoßen Unternehmen gegen die Verpflichtungen des
Rechtsakts, so drohen verschiedene Rechtsfolgen. Die Ver-
stöße können veröffentlicht und bei öffentlichen Vergabe-
verfahren berücksichtigt werden. Zudem können Zwangs-
gelder auferlegt werden. Weiterhin besteht die Möglichkeit
der zivilrechtlichen Haftung.

1. Zwangsgelder

Die Höhe der Zwangsgelder infolge eines Verstoßes richten
sich nach Art. 27 Abs. 4 CSDDD nach dem weltweiten
Nettoumsatz des Unternehmens. Das Höchstmaß beläuft
sich hierbei auf 5% des weltweiten Nettoumsatzes im Ge-
schäftsjahr vor der Entscheidung über die Verhängung des
Zwangsgeldes. Maßgeblich ist in Fällen des Art. 2 Abs. 1
lit. b und Art. 2 Abs. 2 lit. b CSDDD der von der obersten
Muttergesellschaft gemeldete konsolidierte Umsatz. Gegen-
über dem LkSG handelt es sich hierbei um eine Verschär-
fung. Die nationalen Vorschriften sehen derzeit nach § 24
Abs. 3 LkSG eine höchstmögliche Geldbuße von 2 % des
weltweiten Nettoumsatzes eines Unternehmens vor. Die Be-
hörden müssen bei der Bemessung der Höhe der Sanktionen
nach Art. 27 Abs. 2 CSDDD verschiedene Kriterien wie etwa
die Art, Schwere und Dauer eines Verstoßes berücksichti-
gen. Kommen die Unternehmen der Zahlung eines Zwangs-
geldes innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, so müssen
die mitgliedstaatlichen Aufsichtsbehörden dies ausweislich
des Art. 27 Abs. 3 lit. b CSDDD unter namentlicher Nen-
nung des Unternehmens öffentlich bekannt machen. Eine
solche Form der Sanktionierung kennt das LkSG nicht.
Gleichwohl verpflichtet das nationale Lieferkettenrecht in
§ 21 LkSG bisher das BAFA zur Veröffentlichung eines
Rechenschaftsberichts.57 Eine ähnliche Pflicht sieht auch
die CSDDD in Art. 27 Abs. 5 vor. Darüber hinaus ermöglicht
der Rechtsakt in Art. 31 CSDDD, dass Verstöße bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge berücksichtigt werden können.

2. Zivilrechtliche Haftung

Eine Neuerung gegenüber dem LkSG ergibt sich mit Blick
auf die Möglichkeit der zivilrechtlichen Haftung.58 § 3
Abs. 3 S. 1 LkSG regelt nämlich ausdrücklich, dass eine
Verletzung der Pflichten keine zivilrechtliche Haftung be-
gründet. Nach Art. 29 Abs.1 CSDDD können Unternehmen
für Schäden haftbar gemacht werden, die einer natürlichen
oder juristischen Person entstanden sind. Dies ist dann
möglich, wenn das Unternehmen es vorsätzlich oder fahr-
lässig versäumt hat, den Pflichten der Art. 10 und 11
CSDDD nachzukommen (Art. 29 Abs. 1 lit. a CSDDD) und
durch das Versäumnis die nach nationalem Recht geschütz-
ten rechtlichen Interessen der natürlichen oder juristischen
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Personen beschädigt wurden (Art. 29 Abs.1 lit. b CSDDD).
Eine solche Haftung wird jedoch nur für eigenes Handeln
begründet. Denn nach Art. 29 Abs.1 UAbs.1 CSDDD kann
ein Unternehmen nicht haftbar gemacht werden, wenn der
Schaden von seinen Geschäftspartnern in seiner Aktivitäts-
kette verursacht wurde. Für die konkrete Entschädigung
sieht der Rechtsakt keine Vorschriften vor. Nach Art. 29
Abs. 2 CSDDD ist insofern das nationale Recht maßgebend.
Gleichwohl normiert die Richtlinie, dass die Entschädigung
nicht zu einer Überkompensation führen darf. Nach Art. 29
Abs. 3 lit. a CSDDD ist für die Verjährungsfrist eines der-
artigen Anspruchs festgelegt, dass diese mindestens fünf
Jahre beträgt. Besonders herauszustellen ist zudem, dass
die CSDDD unbeschadet der nationalen Zivilverfahrensord-
nungen prozessuale Regelungen für den Bereich der zivil-
rechtlichen Haftung trifft, um Betroffenen die Geltend-
machung eines Anspruchs zu erleichtern.59 So müssen Un-
ternehmen etwa Beweismittel, die nur in ihrer Verfügungs-
gewalt liegen, nach Art. 29 Abs. 3 lit. e CSDDD offenlegen.
Außerdem können Kläger nach Art. 29 Abs. 3 lit. c CSDDD
zum Abstellen von Verstößen Unterlassungsmaßnahmen
beantragen und nach Art. 29 Abs. 3 lit. d CSDDD NGOs
und Gewerkschaften zur Durchsetzung ihrer Rechte er-
mächtigen. Gemäß Art. 29 Abs. 7 CSDDD findet die Rege-
lung der CSDDD zur zivilrechtlichen Haftung international
zwingend Anwendung, auch, wenn das auf etwaige An-
sprüche anzuwendende Recht nicht das Recht eines Mit-
gliedstaates ist.
Ob aus all dem ein deutlich höheres Haftungsrisiko für
Unternehmen resultiert, wird abzuwarten sein. Durch die
explizite Regelung in der CSDDD muss die zivilrechtliche
Haftung jedenfalls nicht über den bisher wenig erfolgsver-
sprechenden Weg der Verletzung einer Verkehrssiche-
rungspflicht konstruiert werden.60 Allerdings bleiben die
Hürden für eine zivilrechtliche Haftung auch unter der
CSDDD hoch, da einem Unternehmen Vorsatz oder Fahr-
lässigkeit und vor allem eine Kausalität zwischen eigenem
Verhalten und der Rechtsgutsverletzung nachgewiesen
werden müssen. Noch nicht abzusehen bleibt, wie sehr sich
die Tätigkeit von NGOs weg von Beschwerden gegenüber
Behörden hin zu Klagen gegen Unternehmen entwickeln
wird. Vermutlich wird sich die Häufigkeit solcher Klagen
schnell an ihren Erfolgsaussichten orientieren, ähnlich wie
im Bereich der Klimaschutzklagen.

VIII. Zusammenfassung

Augenscheinlicher Unterschied zwischen CSDDD und LkSG
sind zunächst die Abweichungen in den Anwendungsberei-
chen. Aufgrund der zusätzlichen Umsatzschwelle von 450
000 000 Euro gemäß CSDDD (neben einer Beschäftigten-
anzahl von letztlich 1 000 sowohl nach CSDDD als auch
nach LkSG) werden weniger deutsche Unternehmen direkt
betroffen sein. Allerdings dürften mehr deutsche Unterneh-
men indirekt betroffen sein. So fiel bspw. ein französischer
Mutterkonzern mit 5 deutschen Tochtergesellschaften, die
jeweils 500 Beschäftigte haben, nicht unter das LkSG. Nach
der CSDDD erreichen die deutschen Tochtergesellschaften
zwar auch nicht die Schwellen, um direkt in den Anwen-
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dungsbereich zu fallen; durch die Zusammenrechnung von
Umsatz- und Beschäftigtenzahlen bei der Konzernmutter
fällt diese aber unter die CSDDD und muss das Gesetz auch
in allen 5 deutschen Tochtergesellschaften umsetzen. So-
weit die Konzernmutter Aufgaben in die deutschen Gesell-
schaften delegiert, hätten diese also erstmalig unter der
CSDDD Umsetzungsaufwände.
Deutsche Unternehmen, die jetzt unter das LkSG und künf-
tig unter die CSDDD fallen, werden jedenfalls einen Vorteil
bei der Umsetzung der neuen Sorgfaltspflichten haben, ins-
besondere weil die CSDDD konzeptionell keine völlig neuen
Sorgfaltspflichten vorsieht. Vielmehr werden weitestge-
hend existierende Pflichten modifiziert. Diese Anpassungen
können dann in die bereits bestehenden Sorgfaltsprozesse
implementiert werden. Das wird, insbesondere in der Poli-
tik, teils anders dargestellt – es werden dann die angeblich
„deutlichen“ Unterschiede in den Vordergrund gestellt. Sol-
che Unterschiede gibt es z. B. mit Blick auf die umfassten
Schutzgüter oder die Aufstellung eines Klimaplans. Im Er-
gebnis führen diese Unterschiede aber nicht dazu, dass
Unternehmen unter der CSDDD ihre Sorgfaltspflichten sig-
nifikant anders angehen, sondern weit überwiegend ledig-
lich Nachjustierungen von bereits unter dem LkSG vor-
genommenen Maßnahmen vornehmen müssen. Zudem
können durch die Nachjustierung Vorteile entstehen. So
müssen Unternehmen dort prüfen, wo Risiken schwerwie-
gend oder wahrscheinlich sind, und Maßnahmen ergreifen,
wo das Unternehmen selbst eine negative Auswirkung ver-
ursacht hat. So konzentrieren sich die Maßnahmen auf die
Teile der Aktivitätskette, wo Ressourcen sinnvoll eingesetzt
werden.
Natürlich bleibt abzuwarten, wie die CSDDD konkret umge-
setzt wird. Dies ist bislang nicht abschließend klar, da Teile
des Rechtsakts mindestharmonisierend sind. Es bleibt dem
deutschen Gesetzgeber also die Möglichkeit, in Teilen
strengere Vorschriften vorzusehen, als dies von der Richt-
linie vorgesehen ist. Am 5.7.2024 hat die Bundesregierung
eine Wachstumsinitiative61 veröffentlicht, in der festgelegt
wurde, dass die Vorschriften der CSDDD noch in dieser
Legislaturperiode so bürokratiearm wie möglich durch Än-
derungen des LkSG umgesetzt werden sollen. Dabei sollen
die Pflichten aus der CSDDD erst zum spätesten europa-
rechtlich vorgeschriebenen Zeitpunkt verbindlich wer-
den.62 Es ist also derzeit nicht davon auszugehen, dass der
deutsche Gesetzgeber ein Interesse hat, für Deutschland
Vorschriften einzuführen, die über die Vorgaben der
CSDDD hinausgehen.
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